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AVG, VStG und VwWGVG sowie Europaische
Ermittlungsanordnung in Verwaltungsstrafsachen (EAO-
VStS)

Kurzinformation

Ziel

- Schaffung von unionsweit einheitlichen Mindeststandards auf dem Gebiet der
Verfahrensrechte von Beschuldigten in Verwaltungsstrafsachen und ein vereinfachtes und
beschleunigtes Verfahren fiir die Erhebung von Beweismitteln in Fallen mit
grenzuberschreitenden Beziligen in Verwaltungsstrafsachen innerhalb der Européischen
Union

Inhalt

- Umsetzung der Richtlinie Dolmetsch, der Richtlinie Rechtsbelehrung, der Richtlinie
Rechtsbeistand, der Richtlinie Unschuldsvermutung und der Richtlinie Européische
Ermittlungsanordnung durch eine Anderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991, des Verwaltungsstrafgesetzes 1991, des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes sowie
durch die Erlassung eines Bundesgesetzes Uber die Europaische Ermittlungsanordnung in
Verwaltungsstrafsachen

Hauptgesichtspunkte des Entwurfs

Mit der Richtlinie Dolmetsch, der Richtlinie Rechtsbelehrung, der Richtlinie Rechtsbeistand und
der Richtlinie Unschuldsvermutung sollen unionsweit einheitliche Mindeststandards auf dem
Gebiet der Verfahrensrechte von Beschuldigten geschaffen werden.

Durch die Umsetzung der Richtlinie Dolmetsch werden die Rechte von Beschuldigten, die die
Verhandlungssprache des Gerichts weder sprechen noch verstehen, gestarkt. Die Richtlinie
unterscheidet zwischen Dolmetschleistungen (miindlich) und Ubersetzungen (schriftlich), wobei
von den Mitgliedstaaten sicherzustellen ist, dass einer/einem Beschuldigten, die/der die deutsche
Sprache nicht spricht oder versteht, ohne Verzégerung (mundliche) Dolmetschleistungen wahrend
des Verfahrens, z.B. bei Beweisaufnahmen und Verhandlungen, an denen die/der Beschuldigte
teilnimmt, zur Verfigung gestellt werden und dass ihr/ihm wesentliche Aktenstticke schriftlich zu
tibersetzen sind. Diese Ubersetzungshilfe ist durch Beistellung einer Dolmetscherin/eines
Dolmetschers und Ubersetzerin/Ubersetzers zu gewahren, soweit dies zur Wahrung der
Verteidigungsrechte und eines fairen Verfahrens erforderlich ist.

Die Richtlinie Rechtsbelehrung sieht das Recht der/des Beschuldigten auf Rechtsbelehrung und
auf Information Gber den gegen sie/ihn erhobenen Tatvorwurf vor. Durch die Richtlinie
Rechtsbelehrung bestehen nunmehr unionsweit einheitliche Regelungen Uber die
Rechtsbelehrung der/des Beschuldigten.

Durch die Richtlinie Rechtsbeistand ist zur Sicherstellung eines fairen Verfahrens die
Gewabhrleistung des Zugangs zu einem Rechtsbeistand fir eine/einen Verdachtigen oder
Beschuldigte/Beschuldigten zum frihesten geeigneten Zeitpunkt in einem Strafverfahren
vorgesehen. Darlber hinaus soll garantiert werden, dass eine Verdachtige/ein Verdachtiger oder
Beschuldigte/Beschuldigter, der/dem die Freiheit entzogen wurde, Uber ihr/sein Recht belehrt wird,
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eine Person, beispielsweise eine/einen Angehdrigen oder die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber, tber
den Freiheitsentzug zu informieren, und im Fall der Festnahme in einem anderen Mitgliedstaat
dariiber hinaus auch die zustandigen Konsularbehdrden von dem Freiheitsentzug zu
verstandigen.

Der Entwurf dient auch der Umsetzung des Teils der Richtlinie Unschuldsvermutung zur
Information der Medien Uber die von den Verwaltungsbehérden gefuhrten Ermittlungsverfahren.

Daruber hinaus soll durch den Entwurf die Richtlinie Europaische Ermittlungsanordnung fur den
Verwaltungsstrafrechtsbereich umgesetzt werden. Diese schafft auf der Grundlage des Prinzips
der gegenseitigen Anerkennung Regelungen fir die justizielle strafrechtliche Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten der Europaischen Union im Bereich der grenzuberschreitenden
Beweiserhebung. Vorgesehen ist ein einheitliches Verfahren unter Vorgabe von Fristen und unter
Verwendung von Formularen.

www.parlament.gv.at



Unterzeichner Par | anent sdi rekti on

ﬁwﬁ“‘s}e
¢, .
/& @ o Datum/Zeit-UTC | 2018- 05- 14T17: 09: 52+02: 00

| Parlamentsdirektion

SIEGEL Prufinformation I nformationen zur Priufung des el ektroni schen Siegels und des

/ Ausdrucks finden Sie unter: https://ww. parl anent.gv. at/si egel

NG

Hinweis Di eses Dokunment wurde el ektroni sch besiegelt.




	AVG, VStG und VwGVG sowie Europäische Ermittlungsanordnung in Verwaltungsstrafsachen (EAO-VStS)
	Kurzinformation
	Ziel
	Inhalt
	Hauptgesichtspunkte des Entwurfs



		2018-05-14T17:09:52+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




